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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 22. April 1966 

II/l — 68070 — 5404/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Rechtsangleichung in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 

eine Richtlinie des Rats für die Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über landwirtschaftliche 
Zugmaschinen auf Rädern (Höchstgeschwindigkeit, Bei- 
fahrersitze und Ladepritsdien). 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 1. April 1966 dem Herrn Präsiden- 
ten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Bucäidrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
für die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über landwirtschaftliche Zugmaschinen auf Rädern 
(Höchstgeschwindigkeit, Beifahrersitze und Ladepritschen) 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf die Bestimmungen des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft, insbesondere auf Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Landwirtschaftliche Zugmaschinen müssen in 
jedem Mitgliedstaat bestimmten technischen Merk- 
malen entsprechen, die in zwingend vorgeschriebe- 
nen Bestimmungen enthalten sind. Diese Bestim- 
mungen sind von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat ver- 
schieden. Durch ihre Unterschiede behindern sie 
den Warenverkehr und können ungleiche Wett- 
bewerbsbedingungen innerhalb der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft verursachen. 

Diese Behinderung für die Errichtung und das rei- 
bungslose Funktionieren des Gemeinsamen Marktes 
läßt sich verringern und sogar beseitigen, wenn alle 
Mitgliedstaaten gleiche Bestimmungen in Ergänzung 
oder anstelle ihrer derzeitigen Rechtsvorschriften 
annehmen. 

Selbst da, wo sie nicht die in einigen Staaten 
geltenden weniger strengen Bestimmungen ersetzen, 
bieten diese Gemeinschaftsvorschriften den Unter- 
nehmen die Möglichkeit, die Fertigung in ihren tech- 
nischen Merkmalen den Rechtsvorschriften aller 
Mitgliedstaaten anzupassen, so daß sie innerhalb 
der gesamten Gemeinschaft vertrieben und verwen- 
det werden und in den Genuß der Erleichterungen 
und Befreiungen jeder Art kommen kann, die land- 
wirtschaftlichen Zugmaschinen in den meisten Mit- 
gliedstaaten gewährt werden. Auf einem Gebiet, in 
dem die serienmäßige Fertigung eine große Rolle 
spielt, werden die Unternehmen immer häufiger die 
Gemeinschaftsvorschriften anwenden, die demnach 
die einzelstaatlichen Vorschriften in vollem Umfang 
ersetzen können. 

Die technischen Vorschriften, denen landwirt- 
schaftliche Zugmaschinen nach den einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften entsprechen müssen, beziehen 
sich auf zahlreiche Einzelteile dieser Zugmaschinen. 
Wegen der Unterschiedlichkeit ihres Inhalts werden 


sie Gegenstand einer Reihe aufeinanderfolgender 
Richtlinien bilden. Diese betreffen u. a. die Begren- 
zung der durch die Bauart der landwirtschaftlichen 
Zugmaschinen bestimmten Höchstgeschwindigkeit 
sowie ihre Ausrüstung mit Beifahrersitzen und 
Ladepritschen. 

Die Mitgliedstaaten setzen mittelbar oder unmit- 
telbar Grenzen für die durch die Bauart bestimmte 
Höchstgeschwindigkeit der landwirtschaftlichen Zug- 
maschinen fest. Diese Grenzen sowie die Über- 
wachung ihrer Einhaltung sind unterschiedlich. 

Einige Mitgliedstaaten untersagen die Ausrüstung 
landwirtschaftlicher Zugmaschinen mit Beifahrer- 
sitzen, während andere diese zwingend vorschrei- 
ben; die Ausrüstung mit Ladepritschen ist minde- 
stens in einem Mitgliedstaat untersagt. 

Die festzulegenden Gemeinschaftsvorschriften sind 
ausreichend und erforderlich, um die Verkehrs- 
sicherheit innerhalb der Gemeinschaft zu gewähr- 
leisten. Die Festsetzung einer durch die Bauart be- 
stimmten Höchstgeschwindigkeit von 25 km/h ent- 
spricht diesem Ziel. Bezüglich der Ausrüstung mit 
Beifahrersitzen und Ladepritschen ist eine Verpflich- 
tung bzw. ein Verbot nicht gerechtfertigt; ist eine 
solche Ausrüstung jedoch vorhanden, so muß sie 
den gemeinsamen Vorschriften über Bau und Mon- 
tage entsprechen. 

Die Kontrolle der Begrenzung der durch die Bau- 
art bestimmten Höchstgeschwindigkeit wie auch die 
Beachtung der Gemeinschaftsvorschriften über Bei- 
fahrersitze und Ladepritschen — soweit diese Vor- 
richtungen bestehen — können nur im Rahmen der 
Erteilung der Betriebserlaubnis für die landwirt- 
schaftliche Zugmaschine erfolgen. 

In jedem Mitgliedstaat wird die allgemeine Be- 
triebserlaubnis erteilt, wenn die einzelnen Teile 
der Zugmaschine den auf sie anwendbaren Vor- 
schriften entsprechen. Auf Antrag der Beteiligten 
muß sie aufgrund der Gemeinschaftsvorschriften 
— soweit diese nach und nach in Kraft treten — 
und im übrigen aufgrund der einzelstaatlichen Vor- 
schriften erteilt werden können. Es erübrigt sich, 
daß die durch einen Mitgliedstaat aufgrund der 
gemeinsamen Vorschriften vorgenommenen Nach- 
prüfungen von anderen Mitgliedstaaten wiederholt 
werden, wenn die allgemeine Betriebserlaubnis für 
den gleichen Typ auch bei ihm beantragt wird. Die 
Einzelheiten der gegenseitigen Anerkennung von 
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Kontrollen durch die Mitgliedstaaten für landwirt- 
schaftliche Zugmaschinen, die in Übereinstimmung 
mit einem in einem Mitgliedstaat genehmigten Typ 
hergestellt worden sind, werden später festgelegt. 

Unbeschadet der Artikel 169 und 170 des Vertrags 
ist es zweckmäßig, im Rahmen der Zusammenarbeit 
zwischen den zuständigen Stellen der Mitgliedstaa- 
ten geeignete Bestimmungen vorzusehen, um die 
Lösung technischer Streitfragen zu erleichtern, die 
darüber entstehen könnten, ob die hergestellten 
landwirtschaftlichen Zugmaschinen mit dem Typ 
übereinstimmen, für den die Betriebserlaubnis er- 
teilt worden ist — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


KAPITEL I 

Begriffsbestimmung und Grundsätze 

Artikel 1 

Als landwirtschaftliche Zugmaschine im Sinne die- 
ser Richtlinie gelten alle gummibereiften Kraftfahr- 
zeuge mit wenigstens zwei Achsen, deren Funktion 
im wesentlichen in der Zugleistung besteht und die 
besonders zum Ziehen, Schieben oder zur Betäti- 
gung bestimmter Geräte oder Maschinen eingerich- 
tet sind, die zur Verwendung in land- oder forst- 
wirtschaftlichen Betrieben bestimmt sind. 


Artikel 2 

1. Die Mitgliedstaaten dürfen weder untersagen 
noch fordern, daß landwirtschaftliche Zugmaschinen 
mit Beifahrersitzen versehen oder mit Ladepritschen 
ausgerüstet sind. 

Sie dürfen nicht verbieten, daß auf diesen Lade- 
pritschen Waren befördert werden, deren Transport 
auf Anhängern, die in der Land- und Forstwirtschaft 
verwendet werden, zulässig ist. Innerhalb der vom 
Hersteller vorgesehenen Grenzen genehmigen sie 
eine Höchstbelastung von wenigsten 80/100 des 
Leergewichts der fahrbereiten landwirtschaftlichen 
Zugmaschine. 

2. Die Mitgliedstaaten dürfen den Verkauf, die Zu- 
lassung, die Inbetriebnahmen oder die Verwendung 
von landwirtschaftlichen Zugmaschinen oder die 
Gewährung von Erleichterungen und Befreiungen 
jeder Art nicht aus Gründen der durch die Bauart 
bestimmten Höchstgeschwindigkeit oder der Aus- 
rüstung mit Beifahrersitzen oder mit Ladepritschen 
versagen oder verbieten, wenn 

a) die durch die Bauart bestimmte Höchstgeschwin- 
digkeit nicht mehr als 25 km/h beträgt; diese 
wird gemäß dem im Anhang zu dieser Richtlinie 
festgelegten Verfahren ermittelt; 

b) die Beifahrersitze und Ladepritschen — soweit 
vorhanden — den im Anhang festgelegten Vor- 
schriften entsprechen. 


Artikel 3 

Zu den in Artikel 4 genannten und für alle oder 
bestimmte Arten von landwirtschaftlichen Zugma- 
schinen von den Mitgliedstaaten gewährten Erleich- 
terungen und Befreiungen jeder Art gehören insbe- 
sondere: 

a) steuerliche Befreiungen, 

b) Finanzierungen und Zuschüsse, 

c) Erleichterungen in bezug auf den Führerschein 
(Befreiung — Mindestalter), 

d) Erleichterungen hinsichtlich der Pflichtversiche- 
rung, 

e) Erleichterungen in bezug auf Anhänger, 

f) Befreiungen von der Gefährdungshaftung. 


KAPITEL II 

Betriebserlaubnis für landwirtschaftliche 
Zugmaschinen 

Artikel 4 

Im Sinne dieses Kapitels ist unter Betriebserlaub- 
nis ein wie folgt bezeichneter Verwaltungsakt zu 
verstehen: 

— Agreation par type und aanneming im belgischen 
Recht, 

— Allgemeine Betriebserlaubnis im deutschen Recht, 

— Reception par type im französischen Recht, 

— Omologazione oder approvazione del tipo im 
italienischen Recht, 

— Agreation im luxemburgischen Recht, 

— Typegoedkeuring im niederländischen Recht. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten dürfen nicht aus Gründen der 
durch die Bauart bestimmten Höchstgeschwindigkeit 
oder der Ausrüstung mit Beifahrersitzen oder mit 
Ladepritschen die Erteilung der Betriebserlaubnis 
für eine landwirtschaftliche Zugmaschine versagen, 
wenn; 

a) die durch die Bauart bestimmte Höchstgeschwin- 
digkeit 25 km/h nicht übersteigt, wobei diese 
nach den im Anhang zu dieser Richtlinie festge- 
legten Prüfverfahren ermittelt wird; 

b) die Beifahrersitze und Ladepritschen den im An- 
hang zu dieser Richtlinie festgelegten Vorschrif- 
ten entsprechen; 

c) der Hersteller, sofern er nicht selbst in dem Mit- 
gliedstaat, in dem er die Betriebserlaubnis be- 
antragt, ansässig ist, dort einen von diesem Staat 
zugelassenen Vertreter hat; 

d) der genehmigende Staat in der Lage ist, die 
Übereinstimmung der Fertigung mit dem Typ, 
für den die Betriebserlaubnis erteilt wurde, zu 
überwachen. 
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Artikel 6 

Landwirtschaftliche Zugmaschinen, für die eine Be- 
scheinigung nach Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz 2 
ausgestellt worden ist, gelten hinsichtlich der durch 
die Bauart bestimmten Höchstgeschwindigkeit und 
der Ausrüstung mit Beifahrersitzen oder mit Lade- 
pritschen in jedem Mitgliedstaat als den eigenen 
Rechtsvorschriften entsprechend. 

Artikel 7 

1. Die zuständigen Behörden jedes Mitgliedstaates 
übersenden den zuständigen Behörden der anderen 
Mitgliedstaaten unverzüglich eine Abschrift der vor- 
geschriebenen Bögen (Erhebungs- und Betriebs- 
erlaubnisbogen) für jeden Typ einer landwirtschaft- 
lichen Zugmaschine, für den sie die Betriebserlaub- 
nis aufgrund der im Anhang zu dieser Richtlinie 
festgelegten technischen Vorschriften erteilen oder 
versagen. 

Für jede entsprechend dem genehmigten Typ her- 
gestellte landwirtschaftliche Zugmaschine wird vom 
Inhaber der Betriebserlaubnis eine Bescheinigung 
ausgestellt, aus der hervorgeht, daß das Fahrzeug 
mit dem genehmigten Typ übereinstimmt. 

Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
unterrichten sich gegenseitig über den Entzug einer 
Betriebserlaubnis und über die Gründe für diese 
Maßnahmen. 

Die Einzelheiten der Anwendung des in den vor- 
angegangenen Absätzen angegebenen Verfahrens, 
insbesondere die Muster der Bögen und Bescheini- 
gungen, werden später durch Richtlinien festgelegt. 

2. Für landwirtschaftliche Zugmaschinen, denen in 
einem Mitgliedstaat die Betriebserlaubnis nach Ar- 
tikel 5 vor Inkrafttreten der in Nummer 1 Absatz 4 
vorgesehenen Richtlinie erteilt wird, stellt der Mit- 
gliedstaat auf Antrag des Inhabers der Betriebserlaub- 
nis eine Bescheinigung aus. In dieser Bescheinigung 
wird die Zugmaschine, für die die Betriebserlaubnis 
erteilt wurde, besdirieben und festgestellt, daß sie 
hinsichtlich der durch die Bauart bestimmten Höchst- 
geschwindigkeit oder der Ausrüstung mit Beifahrer- 
sitzen und Ladepritschen den im Anhang zu dieser 
Richtlinie festgesetzten Vorschriften genügt. 

Diese Bescheinigung ist für die anderen Mitglied- 
staaten, in denen die Betriebserlaubnis für eine land- 
wirtschaftliche Zugmaschine gleichen Typs beantragt 
wird, verbindlich. 

Artikel 8 

Stellen die zuständigen Behörden eines Mitglied- 
staates fest, daß mehrere Ackerschlepper, denen die 
Übereinstimmung mit einem bestimmten Typ be- 
scheinigt worden ist, hinsichtlich ihrer durch die 
Bauart bestimmten Höchstgeschwindigkeit oder ihrer 
Ausrüstung mit Beifahrersitzen und Ladepritschen 
nicht mit dem Typ übereinstimmen, für den sie die 
Betriebserlaubnis nach Artikel 5 erteilt haben, so 
treffen sie die notwendigen Maßnahmen, um die 


Übereinstimmung der Fertigung mit dem genehmig- 
ten Typ wieder herzustellen. Sie unterrichten die 
zuständigen Behörden der anderen Mitgliedstaaten 
von den getroffenen Maßnahmen, die gegebenen- 
falls bis zum Widerruf der Betriebserlaubnis gehen 
können. 

Sie treffen die gleichen Maßnahmen, wenn sie 
von den zuständigen Behörden eines anderen Mit- 
gliedstaates von einer Nichtübereinstimmung im 
Sinne des Absatzes 1 unterrichtet werden. 

Bestreiten die zuständigen Behörden des Mitglied- 
staates, der die Betriebserlaubnis erteilt hat, das 
Vorliegen einer solchen Nichtübereinstimmung in 
den ihnen gemeldeten Fällen, so wird die Kommis- 
sion befaßt; diese beruft daraufhin die von den Mit- 
gliedstaaten benannten Sachverständigen ein. Er- 
forderlichenfalls empfiehlt sie den betroffenen Mit- 
gliedstaaten geeignete Maßnahmen zur Beilegung 
des Streitfalles; sie kann vorher die zuständigen 
Behörden eines oder mehrerer Mitgliedstaaten mit 
der Erstellung eines Gutachtens beauftragen. 


KAPITEL III 

Allgemeines und Schlußbestimmungen 
Artikel 9 

Jede in Anwendung dieser Richtlinie getroffene 
Maßnahme im Einzelfall, die die Erteilung der Be- 
triebserlaubnis ablehnt oder widerruft oder den 
Verkauf oder die Verwendung verbietet, ist genau 
zu begründen. Sie wird dem Betroffenen unter An- 
gabe der in den Mitgliedstaaten gesetzlich zulässi- 
gen Rechtsmittel und der dazu vorgesehenen Fristen 
mitgeteilt, 

Artikel 10 

Diese Richtlinie läßt die Anwendung der Artikel 
31 und 32 des Vertrags auf Erzeugnisse, die den in 
Anhang I dieser Richtlinie festgelegten Vorschriften 
nicht entsprechen, unberührt. 


Artikel 11 

Die Mitgliedstaaten setzen binnen achtzehn Mo- 
naten nach Bekanntgabe dieser Richtlinie die zu 
ihrer Befolgung erforderlichen Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften in Kraft und unterrichten die 
Kommission unverzüglich hiervon. 

Eine Aufhebung der bisherigen Regelung, die da- 
zu führt, daß ausschließlich die auf dieser Richtlinie 
beruhenden neuen Bestimmungen in Kraft bleiben, 
ist jedoch erst drei Jahre nach Veröffentlichung 
dieser Richtlinie im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften zulässig. 
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Artikel 12 

Nach Notifizierung der vorliegenden Richtlinie 
unterrichten die Mitgliedstaaten die Kommission 
von allen im sachlichen Anwendungsbereich dieser 
Richtlinie für die Zukunft geplanten Entwürfen von 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften so zeitig, daß 
diese sich hierzu äußern kann. 

Artikel 13 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Anhang 


Anhang zum Vorschlag einer Richtlinie des Rats für die Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungs Vorschriften der Mitgliedstaaten über landwirt- 
schaftliche Zugmaschinen auf Rädern (Radschlepper) 
(Höchstgeschwindigkeit, Beifahrersitze und Ladepritschen) 


1. Durch die Bauart bestimmte Höchstgeschwindig- 
keit 

1.1. Die Fahrgeschwindigkeit wird auf gerader, ebe- 
ner, fester Fahrbahn (kurze Steigungen und Ge- 
fälle von höchstens 1 ,5 v. H. sind zulässig) auf 
einer Meßstrecke AB von mindestens 100 m 
Länge gemessen. Die Länge der Meßstrecke ist 
durch ein Meßband festzulegen. Die Endpunkte 
A und B der Meßstrecke werden durch je 2 
senkrecht zur Fahrbahn auf einer Seite der 
Fahrbahn stehende Meßmarken (a) gekenn- 
zeichnet. 

1.2. Die mit neuen Reifen versehene Zugmaschine 
durchläuft die Meßstrecke mit fliegendem Start 
in Hin- und Rückfahrt. Bei der Ermittlung der 
Fahrgeschwindigkeit ist der für Straßenfahrten 
vorgeschriebene Reifenluftdruck einzuhalten. 

1.3. Für die Durchführung der Zeitmessung beste- 
hen folgende Möglichkeiten: 

1.3,1. Bei Zugmaschinen mit Beifahrersitz: Der 
Zeitnehmer befindet sich auf der Zug- 
maschine und stoppt die Zeit vom Durch- 
fahren der ersten beiden, zur Deckpei- 
lung kommenden Meßmarken bis zum 
Durchfahren der beiden anderen Meß- 
marken. Aus den Zeiten für Hin- und 
Rückfahrt wird 'der Mittelwert gebildet, 
der zur Berechnung der Geschwindigkeit 
dient (Bild 1). 


strecke stehende Zeitnehmer 
nimmt die Gesamtzeit auf zwi- 
schen Einfahrt der Zugmaschine 
in die Meßstrecke bei A, Hin- 
fahrt, Umwenden, Rückfahrt und 
Ausfahrt aus der Meßstrecke bei 
A. Der zweite Zeitnehmer mißt 
die Zeit für das Wenden zwi- 
schen der Ausfahrt aus der Meß- 
strecke bei B nach der Hinfahrt 
und der Wiedereinfahrt in die 
Meßstrecke bei dem gleichen 
Punkt B zu Beginn der Rückfahrt. 
Dabei darf die Zeit zwischen Aus- 
fahrt aus der Meßstrecke und 
Wiedereinfahrt in die Meßstrecke 
nicht mehr als 50 v. H. der Ge- 
samtzeit betragen. Die Differenz 
der beiden gemessenen Zeiten er- 
gibt die Gesamtzeit für die Hin- 
und Rückfahrt und demnach den 
Mittelwert (Bild 3). 

1.3.3. Bei jeder Zeitnahme muß derselbe Vi- 
sierpunkt an der Zugmaschine gewählt 
werden. 

1.4. Bei der Erteilung der Betriebserlaubnis oder 
der Prüfung der Höchstgeschwindigkeit ist ein 
um 10 ®/o höherer Meßwert als die Grenzge- 
schwindigkeit aufgrund des Meßverfahrens, der 
Drehzahlsteigerung des Motors bei Teillast 
oder der mit der Kontrolle der Ausrüstung ver- 
bundenen Streuungen noch zulässig. 


1.3,2. Bei Zugmaschinen mit nur einem Sitz: 


1. 3.2.1. Der Zeitnehmer D befindet sich 
am Ende B der Meßstrecke. Am 
Anfang A der Meßstrecke steht 

' ein Zeichengeber C, der dem 
Zeitnehmer das Einfahren der 
Zugmaschine in die Meßstrecke 
bei der Hinfahrt und das Ausfah- 
ren der Zugmaschine aus der 
Meßstrecke bei der Rückfahrt an- 
zeigt. (Passieren der Verbin- 
dungslinie beider Meßmarken, 
z. B. durch die Vorderkante der 
Zugmaschine). Aus den Zeiten für 
Hin- und Rückfahrt wird der Mit- 
telwert gebildet (Bild 2). 

1. 3.2.2. An jedem Ende der Meßstrecke 
befindet sich ein Zeitnehmer D. 
Der am Beginn (A) der Meß- 



Bild 1 



Bild 2 


Bilds 
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2. Beifahrersitze 

Die Beifahrersitze müssen den folgenden Merkma- 

len entsprechen: 

2.1. Mindestbreite: 400 mm, Mindesttiefe: 300 mm; 

2.2. sie müssen mit einer klappbaren oder mit einer 
feststehenden Fußstütze versehen sein; 

2.3. sie müssen fest angebracht sein und mit Rük- 
ken- und Armlehnen versehen sein; 

2.4. die geforderten Einrichtungen dürfen an keiner 
Stelle über die Fahrzeugumgrenzung hinaus- 
gehen; falls dies in der Praxis unmöglich ist, ist 
jedoch eine Überschreitung um 10 cm höchstens 
zulässig, sofern die Anbringung des Sitzes die 
sitzende Person nicht dazu zwingt, diese Grenze 
zu überschreiten; 

2.5. wenn die Beifahrersitze auf den Kotflügeln an- 
gebracht sind, darf sich auf jedem Kotflügel nur 
ein Sitz befinden. 

3. Ladepritschen 

3.1. Der Schwerpunkt der Ladepritschen liegt zwi- 
schen den Achsen. 

3.2. Für die Abmessung der Pritsche gilt: 

— die Ladefläche darf 3 m- nicht überschreiten; 

— ihre Breite darf die größte Breite der Zug- 
maschine über alles — ohne Ausrüstung — 
nicht überschreiten. 

3.3. Die Pritsche muß symmetrisch zur Fahrzeug- 
längsachse angeordnet sein. 

3.4. Die Ladefläche darf nicht mehr als 1.50 m über 
der Fahrbahn liegen. 

3.5. Die Anordnung und die Art der Pritsche dürfen 
bei einer normalen Beladung den Fahrzeugfüh- 
rer nicht in seiner Sicht behindern und die ver- 
schiedenen vorgeschriebenen Beleuchtungs- und 
Signaleinrichtungen in ihrer Wirksamkeit nicht 
beeinträchtigen. 

3.6. Die Ladepritsche muß abschraubbar sein; sie 
muß so an der Zugmaschine befestigt werden, 
daß jede Gefahr einer zufälligen Loslösung aus- 
geschlossen ist. 
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Begründung 


Allgemeines 

1. Im Rahmen der Arbeiten zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der landwirt- 
schaftlichen Zugmaschinen arbeitet die Kommission 
zur Zeit nach Maßgabe von Artikel 100 eine Reihe 
von Richtlinienvorschlägen zur Vorlage an den Rat 
aus, deren Annahme dazu führen soll, daß auf Ge- 
meinschaftsebene technische Vorschriften über Bau, 
Montage und Ausrüstung von landwirtschaftlichen 
Zugmaschinen erlassen werden. 

Mit diesen Richtlinien wird auch die Einsetzung 
eines Verfahrens bezweckt, das zur gegenseitigen 
Anerkennung der auf Grund der Gemeinschaftsvor- 
schriften von den Mitgliedstaaten durchgeführten 
Kontrollen führen soll; diese Kontrollen werden in 
der Form der Bauartgenehmigung für Einzelteile 
und der Erteilung der Betriebserlaubnis für die land- 
wirtschaftlichen Zugmaschinen selbst durchgeführt. 

2. Die Vorbereitung dieses Programms hat deutlich 
die Notwendigkeit erkennen lassen, gewisse Unter- 
schiede in den geltenden Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Begriffs- 
bestimmung der landwirtschaftlichen Zugmaschinen 
zu beseitigen. 

Da in einzelnen Mitgliedstaaten Fahrzeugen, die 
als landwirtschaftliche Zugmaschinen gelten, eine 
bestimmte Behandlung, insbesondere die Gewäh- 
rung von Erleichterungen und Befreiungen zuteil 
wird, können diese Unterschiede eine Behinderung 
des Warenaustauschs im Sinne von Artikel 100 dar- 
stellen. Es erschien deshalb zweckmäßig, eine Richt- 
linie zur Harmonisierung jener Wesensmerkmale 
auszuarbeiten, die sich einerseits auf die durch die 
Bauart bestimmte Höchstgeschwindigkeit und an- 
dererseits auf die Eignung der landwirtschaftlichen 
Zugmaschinen zur Beförderung von Personen und 
Waren beziehen. 

3. Bezüglich dieser drei Fragen stellt sich die Lage 
in den Mitgliedstaaten im Augenblick wie folgt dar: 
Was die Höchstgeschwindigkeit betrifft, so sehen 
die geltenden Bestimmungen Geschwindigkeitsbe- 
grenzungen für Zugmaschinen vor. Diese sind ent- 
weder in den Benutzungsvorschriften vorgeschrie- 
ben oder werden bei der Erteilung der Betriebser- 
laubnis für einen bestimmten Zugmaschinentyp zur 
Auflage gemacht; sie können sich aber auch mittel- 
bar aus der Gewährung von Vorteilen Jeder Art er- 
geben, die solchen Zugmaschinen Vorbehalten 
bleibt, deren bauartlich bestimmte Geschwindigkeit 
unterhalb gewisser Höchstgrenzen liegt. 

Was die Ausrüstung mit Beifahrersitzen betrifft, so 
sind in einem Mitgliedstaat diese Beifahrersitze in- 
sofern praktisch verboten, als mit ihnen ausgerü- 
stete Fahrzeuge gewisser Vorteile verlustig gehen. 


I die sie sonst als landwirtschaftliche Zugmaschinen 
I gehabt hätten, während in einem anderen Mitglied- 
staat Zugmaschinen im Gegenteil „mit einem festan- 
gebrachten Sitz für mindestens einen Beifahrer aus- 
gerüstet sein müssen". 

Das Problem der Ladepritschen stellt sich insoweit 
in ziemlich ähnlicher Form wie das der Beifahrer- 
sitze, als zumindest ein Mitgliedstaat die Beförde- 
rung von Lasten auf landwirtschaftlichen Zugma- 
schinen nicht zulassen will. Dieses Verbot führt 
dazu, daß eine mit einer Ladepritsche ausgerüstete 
Zugmaschine von der Begriffsbestimmung der land- 
wirtschaftlichen Zugmaschine ausgeschlossen wird 
und alle Folgen eines solchen Ausschlusses zu tra- 
gen hat. 

Bei der Ausarbeitung des Richtlinienvorschlags 
wurden die Bemerkungen des Europäischen Komi- 
tees der Verbände der Landmaschinenhersteller 
(CEMA) berücksichtigt. 

Erläuterung des Vorschlags der Richtlinie 

1. Nach dieser summarischen Schilderung der Unter- 
schiede zwischen den Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten soll nunmehr die im Vorschlag der 
Richtlinie zu deren Beseitigung gewählte Lösung 
kurz zusammengefaßt werden: 

a) die durch die Bauart bestimmte Höchstgeschwin- 
digkeit wird auf 25 km/h begrenzt; 

b) die Mitgliedstaaten dürfen die Ausrüstung land- 
wirtschaftlicher Zugmaschinen mit Beifahrersit- 
zen oder Ladepritschen weder untersagen noch 
vorschreiben. 

Zugunsten dieser Lösung läßt sich anführen, daß 
es den Mitgliedstaaten völlig freigestellt bleibt, 
aus Gründen der Betriebssicherheit die Frage 
des Beifahrersitzes im Rahmen ihrer eigenen 
Rechtsordnung durch Benutzungsvorschriften so 
zu lösen, daß eine Zugmaschine höchstens von 
so vielen Personen benutzt werden darf, wie 
Sitze daran vorhanden sind; 

c) sofern Zugmaschinen mit Beifahrersitzen und 
Ladepritschen ausgerüstet sind, müssen diese 
Beifahrersitze und Ladepritschen den Vorschrif- 
ten im Anhang zur Richtlinie entsprechen; 

d) sind diese Voraussetzungen erfüllt, so dürfen die 
Mitgliedstaaten die Erteilung der Betriebserlaub- 
nis für eine landwirtschaftliche Zugmaschine 
oder die Gewährung von Erleichterungen und 
Befreiungen nicht allen oder bestimmten Katego- 
rien von landwirtschaftlichen Zugmaschinen aus 
einem der drei vorgenannten Gründe versagen 
(Artikel 4 Absatz 1); 

e) die in einem Mitgliedstaat für einen bestimmten 
Zugmaschinentyp auf Grund der Richtlinie er- 
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teilte' Betriebserlaubnis gilt für die gesamte Ge- 
meinsdiaft in dem Sinne, daß die genehmigten 
Fahrzeuge hinsichtlidi der durch die Bauart be- 
stimmten Höchstgeschwindigkeit, der Ausrü- 
stung mit Beifahrersitzen oder Ladepritschen als 
den Reditsvors(±riften aller Mitgliedstaaten ent- 
sprechend zu gelten haben. 

2. Damit ergibt sich für ausländische Hersteller, die 
in einem Mitgliedstaat einen ordnungsmäßig zuge- 
lassenen Vertreter haben, die Möglichkeit, in die- 
sem Staat die Betriebserlaubnis für einen bestimm- 
ten Zugmaschinentyp zu erhalten und so in den Ge- 
nuß der gegenseitigen Anerkennung der Kontrol- 
len für alle Zugmaschinen zu kommen, die in Über- 
einstimmung mit diesem genehmigten Typ herge- 
stellt werden. Bevor sie einem ausländischen Her- 
steller diese Betriebserlaubnis erteilen, haben die 
zuständigen Stellen des betreffenden Mitgliedstaa- 
tes sich zu vergewissern, daß sie imstande sind, die 
Übereinstimmung der Produktion mit dem geneh- 
migten Typ festzustellen. 

Diese Frage ist bereits anläßlich des Vorschlags der 
Richtlinie über Fahrtrichtungsanzeiger für Kraftfahr- 
zeuge behandelt worden. Hier genügt die Feststel- 
lung, daß die Gründe, die zugunsten der in jener 
Richtlinie vertretenen These vorgebracht wurden, 
auch im vorliegenden Falle gelten. 

3. Durch Artikel 8 soll ein Verfahren zur Lösung 
jener Schwierigkeiten festgelegt werden, die sich 
ergeben könnten, wenn ein Mitgliedstaat die Nicht- 
übereinstimmung der Fertigung mit dem genehmig- 
ten Typ feststellt. 

Der Mitgliedstaat, der die Betriebserlaubnis erteilt 
hat, muß dann nach entsprechender Unterrichtung 
die notwendigen Maßnahmen treffen, um diesen Zu- 
stand zu beenden. Bestreitet er die Begründetheit 
der Klage, so kann die Kommission ein Schiedsver- 
fahren zur Beilegung des Streitfalles einleiten, 

Artikel 7 legt in den beiden ersten Unterabsätzen 
von Absatz 1 bereits jetzt das Verfahren fest, das 
eine wirksame Durchführung der gegenseitigen An- 
erkennung der Kontrollen ermöglicht; diese wird 
durch die Zusendung der Betriebserlaubnisbogen an 
die Mitgliedstaaten verwirklicht. 

Das Verfahren selbst und die Muster der zu über- 
mittelnden Bogen stehen noch zur Debatte. Da keine 
Rede davon sein konnte, die bereits begonnenen 
Arbeiten bis zur Fertigstellung einer einschlägigen 
Richtlinie auszusetzen, ist in Artikel 7 Absatz 2 eine 
Übergangsregelung vorgesehen worden. Danach 
können die Hersteller bis zur Inkraftsetzung der 


endgültigen Regelung von dem Mitgliedstaat, der 
die Betriebserlaubnis erteilt hat, auf einfachen An- 
trag eine Bescheinigung zum Nachweis darüber er- 
halten, daß die genehmigte Zugmaschine tatsächlich 
den Vorschriften der Richtlinie und ihres Anhangs 
genügt. 

Dadurch erhält die nach Maßgabe der Richtlinie 
durchgeführte Kontrolle bereits jetzt eine gemein- 
schaftliche Tragweite. 

4. Die allgemeinen und Schlußbestimmungen des 
Kapitels III bedürfen keiner besonderen Erläute- 
rung. 

Es genügt die Feststellung, daß sie der Kommission 
eine Unterrichtung darüber erlauben sollen, was die 
Mitgliedstaaten nach der ihnen zugegangenen Noti- 
fizierung der Richtlinie unternommen haben. Die 
auf achtzehn Monate festgesetzte Frist erschien den 
Mitgliedstaaten unerläßlich, um ihre einschlägige 
Gesetzgebung zu ändern und außerdem den Schwie- 
rigkeiten technischer Art Rechnung zu tragen, die 
durch das Inkraftsetzen der neuen Regelung den 
Herstellern in den einzelnen Mitgliedstaaten zwei- 
fellos entstehen werden (Artikel 11). Ferner ist vor- 
gesehen, daß die Mitgliedstaaten die Gemeinschafts- 
vorschriften erst nach drei Jahren an die Stelle ihrer 
eigenen Regelung setzen dürfen. Diese Frist soll 
den Herstellern ausreichende Gelegenheit geben, 
die erforderlichen Anpassungen vorzunehmen. 

.Weiter ist vorgesehen, daß die Mitgliedstaaten die 
Kommission über alle Entwürfe von Regelungen un- 
terrichten, die in den. Anwendungsbereich der Richt- 
linie fallen. Dadurch soll die Kommission in die 
Lage versetzt werden, ihre Bemerkungen vorzubrin- 
gen (Artikel 12). 

Artikel 9 schreibt vor, daß bestimmte in Anwen- 
dung dieser Richtlinie getroffenen Maßnahmen, die 
sich im Einzelfall ungünstig auswirken, genau zu 
begründen und den Betroffenen unter Angabe der 
in den Mitgliedstaaten gesetzlich zulässigen Rechts- 
mittel mitzuteilen sind. 

Anhörung des Europäischen Parlaments 
und des Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Eine Stellungnahme des Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses dürfte unerläßlich 
sein, da die Durchführung der einzelnen Bestimmun- 
gen der Richtlinie in gewissen Mitgliedstaaten eine 
Änderung der Rechtsvorschriften erforderlich macht, 
wie dies aus der Beantwortung des von der Kom- 
mission an die Mitgliedstaaten übersandten Frage- 
bogens hervorgeht. 
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